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Wesentliche Änderungen  

Fassung vom 01.01.2023 

Aufgrund des Zwölften Gesetzes zur Änderung des SGB II und anderer Gesetze – Einführung 
eines Bürgergeldes (Bürgergeld-Gesetz) vom 16.12.2022 (BGBl. 2022 Teil I, Seite 2328) – war 
es erforderlich, diese Fachlichen Weisungen nicht inhaltlich, sondern ausschließlich redaktionell 
an die neuen Begrifflichkeiten anzupassen. 

Fassung vom 23.09.2020 

• Rz. 15.3: § 15 Abs.1 Satz 3 SGB II neu aufgrund des Qualifizierungschancengesetzes vom 
18.12.2018: JC muss die von der BA bei einer Potenzialanalyse der Berufsberatung festge-
stellten und übermittelten Tatsachen nicht erneut erheben. 
 

• Rz. 15.12: Klarstellung, dass es ausreichend ist, wenn die aktuelle EinV, die EinV als VA 
und ggf. eine datenschutzrechtliche Einwilligung in der eAKTE SGB II aufbewahrt werden. 
Die Aufbewahrung im Original galt insbesondere für Altfälle und war wg. der Übergangszeit 
zur Einführung der eAKTE zum damaligen Zeitpunkt erforderlich. Für neue Widerspruchs- 
oder Klageverfahren ist keine Aufbewahrung der entsprechenden Originalfassungen bis 
zum Abschluss der Verfahren mehr notwendig.  
 

• Rz. 15.46: Klarstellung aufgrund Urteil des BSG vom 21. März 2019 – B 14 AS 28/18 R: Im 
ersetzenden Verwaltungsakt ist analog zur EinV zu regeln, dass spätestens nach 6 Monaten 
durch das JC zu prüfen ist, ob die Inhalte des VA noch zutreffend sind. 

Fassung vom 20.10.2016 

Grundlegende Überarbeitung in Hinblick auf das Neunte Gesetz zur Änderung des SGB II.  

 

https://www.bgbl.de/xaver/bgbl/start.xav#__bgbl__%2F%2F*%5B%40attr_id%3D%27bgbl122s2328.pdf%27%5D__1676443041414
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Gesetzestext  

§ 15 SGB II 
Eingliederungsvereinbarung 

(1) Die Agentur für Arbeit soll unverzüglich zusammen mit jeder erwerbsfähigen leistungsbe-
rechtigten Person die für die Eingliederung erforderlichen persönlichen Merkmale, berufliche 
Fähigkeiten und die Eignung feststellen (Potenzialanalyse). Die Feststellungen erstrecken sich 
auch darauf, ob und durch welche Umstände die berufliche Eingliederung voraussichtlich er-
schwert sein wird.

 
Tatsachen, über die die Agentur für Arbeit nach § 9a Satz 2 Nummer 2 des 

Dritten Buches unterrichtet wird, müssen von ihr nicht erneut festgestellt werden, es sei denn, 
es liegen Anhaltspunkte dafür vor, dass sich eingliederungsrelevante Veränderungen ergeben 
haben. 

(2) Die Agentur für Arbeit soll im Einvernehmen mit dem kommunalen Träger mit jeder erwerbs-
fähigen leistungsberechtigten Person unter Berücksichtigung der Feststellungen nach Absatz 1 
die für ihre Eingliederung erforderlichen Leistungen vereinbaren (Eingliederungsvereinbarung). 
In der Eingliederungsvereinbarung soll bestimmt werden, 

1. welche Leistungen zur Eingliederung in Ausbildung oder Arbeit nach diesem Abschnitt die 
leistungsberechtigte Person erhält, 

2. welche Bemühungen erwerbsfähige Leistungsberechtigte in welcher Häufigkeit zur Einglie-
derung in Arbeit mindestens unternehmen sollen und in welcher Form diese Bemühungen 
nachzuweisen sind, 

3. wie Leistungen anderer Leistungsträger in den Eingliederungsprozess einbezogen werden. 

Die Eingliederungsvereinbarung kann insbesondere bestimmen, in welche Tätigkeiten oder Tä-
tigkeitsbereiche die leistungsberechtigte Person vermittelt werden soll.  
 

(3) Die Eingliederungsvereinbarung soll regelmäßig, spätestens jedoch nach Ablauf von sechs 
Monaten, gemeinsam überprüft und fortgeschrieben werden. Bei jeder folgenden Eingliede-
rungsvereinbarung sind die bisher gewonnenen Erfahrungen zu berücksichtigen. Soweit eine 
Vereinbarung nach Absatz 2 nicht zustande kommt, sollen die Regelungen durch Verwaltungs-
akt getroffen werden. 

(4) In der Eingliederungsvereinbarung kann auch vereinbart werden, welche Leistungen die 
Personen erhalten, die mit der oder dem erwerbsfähigen Leistungsberechtigten in einer Be-
darfsgemeinschaft leben. Diese Personen sind hierbei zu beteiligen. 
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1. Zielsetzung 

(1) Kernelement der Grundsicherung für Arbeitsuchende ist eine 
umfassende und auf die Problemlage des Einzelnen zugeschnittene 
Betreuung und Beratung durch die JC (§ 14).  

(2) Die Eingliederungsvereinbarung (EinV) dient dem Qualitätsziel 
guter Betreuung und Beratung. In der EinV konkretisiert sich nach 
der gesetzgeberischen Intention das Prinzip des „Förderns und For-
derns“. Mit der EinV soll die Transparenz und Verbindlichkeit der 
Dienstleistungsbeziehung von Jobcenter und Arbeitsuchenden ge-
stärkt werden. 

(3) Die EinV gibt dem Eingliederungsprozess Struktur. Sie soll von 
einer/einem Mitarbeiter/-in des zuständigen JC und von der er-
werbsfähigen leistungsberechtigten Person gemeinsam erarbeitet 
werden. Die EinV strukturiert und terminiert die Aktivitäten des Kun-
den und der Integrationsfachkraft (IFK) in der Phase der Umsetzung 
und Nachhaltung des Integrationsprozesses. Damit werden die 
Transparenz und die Verbindlichkeit für alle am Prozess beteiligten 
Akteure erhöht. Die EinV konkretisiert damit das Sozialrechtsver-
hältnis zwischen der erwerbsfähigen leistungsberechtigten Person 
und dem JC. Nach § 14 Abs. 2 ist über die o. g. Zusammenhänge 
zu beraten. 

(4) Wegen den bei jeder erwerbsfähigen leistungsberechtigten Per-
son unterschiedlich anzutreffenden konkreten Voraussetzungen im 
Hinblick auf die Integrationschancen am Arbeitsmarkt bedarf die 
EinV einer individuellen Ausgestaltung. Eine sorgfältige Standortbe-
stimmung (Potenzialanalyse nach § 15 Abs. 1) gemeinsam mit der 
erwerbsfähigen leistungsberechtigten Person, die die Stärken und 
den Unterstützungsbedarf identifiziert und daraus folgende Hand-
lungsbedarfe aufzeigt, ist zwingende Grundlage für eine erfolgreiche 
Eingliederungsstrategie.  

 

2. Potenzialanalyse  

Ausgangspunkt des gesamten Eingliederungsprozesses müssen 
die individuell festgestellten Fertigkeiten und Kompetenzen und per-
sönlichen Verhältnisse der erwerbsfähigen leistungsberechtigten 
Person sein (sog. Profiling als Stärken- und Potenzialanalyse). In 
der Potenzialanalyse wird hierzu eine individuelle Einschätzung 
durchgeführt, die die Grundlage der Integrationsprognose für die 
Vermittlung und Beratung sowie den Einsatz von Eingliederungs-
leistungen bildet. Eine vollständige Potenzialanalyse ist Vorausset-
zung für den Abschluss einer EinV (vgl. § 15 Abs. 2 Satz 1).  

Gesetzgeberische 
Einordnung  
Bedeutung der EinV 
für den Integrations-
prozess  
(15.1) 

Individuelle Ausge-
staltung  
(15.2) 

Profiling  
(15.3) 
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Gemeinsam mit der erwerbsfähigen leistungsberechtigten Person 
sind nach der Potenzialanalyse die konkreten Schritte zur Integra-
tion in Arbeit (Integrationsstrategie) zu erörtern. Diese Schritte sind 
darüber hinaus in die EinV aufzunehmen. Dabei soll eine konkrete 
Prozessbeschreibung erfolgen, mit der durch Beratung, Vermittlung 
und ggf. Maßnahmeteilnahme eine Integration in Arbeit erreicht wer-
den soll. Auf die Regelungen zum 4-Phasen-Modell der Integrati-
onsarbeit wird verwiesen. 

Die AA unterrichtet das JC unverzüglich über den Inhalt einer Po-
tenzialanalyse, die sie bei einer Berufsberatung für Leistungsbe-
rechtigte nach dem SGB II durchgeführt hat (§ 9a Satz 2 Nummer 2 
des Dritten Buches). Diese Tatsachen müssen vom JC nicht erneut 
festgestellt werden, es sei denn, es liegen Anhaltspunkte dafür vor, 
dass sich eingliederungsrelevante Veränderungen ergeben haben 
(§ 15 Abs.1 Satz 3). 

3. Eingliederungsvereinbarung  

(1) Die EinV ist ein öffentlich-rechtlicher Vertrag (§§ 53 ff. SGB X), 
der konkret beschriebene Leistungen beinhalten muss und schrift-
lich zu schließen ist (§ 56 SGB X). Durch die Vereinbarung von 
Rechten und Pflichten stellt die EinV einen Austauschvertrag i. S. d. 
§ 55 SGB X dar. Die EinV ist für beide Vertragsparteien verbindlich, 
d. h. im Fall der Nichteinhaltung der EinV kann sich jede Vertrags-
partei auf die Einhaltung der Rechte und Pflichten berufen. 

(2) Ein öffentlich-rechtlicher Vertrag über Sozialleistungen kann nur 
geschlossen werden, soweit die Erbringung der Leistungen im Er-
messen des Leistungsträgers steht (§ 53 Abs. 2 SGB X). 

3.1 Abschluss einer EinV  

(1) § 15 bestimmt, dass mit jeder erwerbsfähigen leistungsberech-
tigten Person eine EinV abgeschlossen werden soll; d. h. dem zu-
ständigen JC wird ein gebundenes Ermessen eingeräumt. Zu Leis-
tungen an Mitglieder der BG siehe Kapitel 5.  

(2) Im persönlichen Gespräch ist sich vor Abschluss der EinV über 
die individuelle Integrationsstrategie mit der erwerbsfähigen leis-
tungsberechtigten Personen zu verständigen. Die postalische Über-
sendung einer EinV als Vorschlag zur Unterschrift ist nicht zulässig.  

(3) Vom Abschluss einer EinV kann abgesehen werden, wenn be-
sondere Umstände im Einzelfall vorliegen.  

 

(3a) Auf den Abschluss einer EinV kann z. B. verzichtet werden, 
wenn ein eLb bereits auf dem allgemeinen Arbeitsmarkt integriert ist 
und nicht zu erwarten ist, dass der Leistungsbezug durch 

• eine Änderung im Beschäftigungsverhältnis,  

Öffentlich-rechtlicher 
Vertrag  
(15.4) 

Ermessensleistun-
gen  
(15.5) 

Erfasster Personen-
kreis  
(15.6) 

Persönliche Gesprä-
che 
(15.7) 

Ausgenommene Per-
sonen  
(15.8) 

Person bereits inte-
griert  
(15.9) 

http://www.gesetze-im-internet.de/sgb_10/
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• einen Stellenwechsel oder  

• das Angebot von Eingliederungsmaßnahmen (z. B. berufsbe-
gleitende Fortbildung) 

nachhaltig gesenkt oder beendet werden kann. Durch die künftigen 
Entwicklungen in der persönlichen Situation der erwerbsfähigen 
leistungsberechtigten Person können sich die Chancen für eine Ver-
ringerung der Hilfebedürftigkeit verändern. Deshalb ist spätestens 
nach sechs Monaten die Situation der erwerbsfähigen leistungsbe-
rechtigten Person neu zu beurteilen. 

Sofern konkrete Schritte mit der bereits integrierten erwerbsfähigen 
leistungsberechtigten Person zur weiteren Verringerung der Hilfe-
bedürftigkeit unternommen werden und diese zumutbar sind (vgl. § 
10 Abs. 2 Nr. 5 SGB II), ist hierfür auch der Abschluss einer EinV 
notwendig. Dies ist insbesondere bei der Beendigung/Verringerung 
der Hilfebedürftigkeit bei Beschäftigten bzw. Selbständigen regel-
mäßig zu prüfen und zu dokumentieren.  

(3b) Eine EinV muss mit Personen, denen aufgrund eines Tatbe-
standes nach § 10 eine Erwerbstätigkeit oder Eingliederungsmaß-
nahme vorübergehend nicht zumutbar ist, grundsätzlich nicht abge-
schlossen werden. 

Im Einzelfall ist allerdings auch für diese erwerbsfähigen leistungs-
berechtigten Personen eine EinV denkbar, die auf eine künftige Be-
endigung/Verringerung der Hilfebedürftigkeit abzielt. Beispielsweise 
kommen hierfür in Betracht: 

• Personen in Elternzeit zur Rücksprache beim Arbeitgeber 
über die Fortsetzung des Beschäftigungsverhältnisses, 

• Informationen zu Kinderbetreuungsmöglichkeiten in der Re-
gion,  

• Teilnahme an Informationsveranstaltungen und Workshops 
für Berufsrückkehrerinnen,  

• Informationsmöglichkeiten online oder auch im BiZ zum 
Thema berufliche Alternativen,  

• Teilnahme an Ausbildungsmessen, 

• Bildungsangebote (Sprachförderung, Integrationskurse etc.).  

Spätestens mit dem Wegfall der Voraussetzungen des § 10 ist der 
Abschluss einer EinV notwendig.  

(4) Der Abschluss einer EinV mit einem erwerbsfähigen Minderjähri-
gen bedarf der Zustimmung des gesetzlichen Vertreters. Der oder 
die gesetzliche Vertreter/-in ist ergänzend über die Rechtsfolgen zu 
belehren. Verweigert der oder die gesetzliche Vertreter/-in 
seine/ihre Zustimmung, sollen die Regelungen mittels ersetzendem 
VA festgesetzt werden (vgl. Kapitel 4.4). 

 

Tatbestand zur Zu-
mutbarkeit (§ 10) 
(15.10) 

Minderjährige 
(15.11) 
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(5) Die aktuelle EinV, die EinV als VA (vgl. Kapitel 4.4) und ggf. eine 
datenschutzrechtliche Einwilligungserklärung sind in der eAkte SGB 
II aufzubewahren.  

3.2 Inhalte der EinV  

In der EinV wird die Integrationsstrategie festgelegt. Die beiderseiti-
gen Leistungen und Pflichten werden vereinbart, je nach den Hand-
lungsbedarfen, die sich aus der Potenzialanalyse ergeben haben. 
Das Verhältnis von Leistungen und Pflichten muss dem Einzelfall 
angemessen sein und soll aus der Integrationsstrategie abgeleitet 
werden. Sollten in der EinV im Wesentlichen nur Eigenbemühungen 
vereinbart werden, ist darauf einzugehen, weshalb in Bezug auf die 
vereinbarte Integrationsstrategie keine weiteren Eingliederungsleis-
tungen erforderlich sind. Sollten der erwerbsfähigen leistungsbe-
rechtigten Person Kosten durch die vereinbarten Bemühungen und 
Pflichten entstehen, ist eine Kostenerstattungsregelung in die EinV 
aufzunehmen. Auf die in der EinV zugesagten Leistungen des JC 
besteht ein Anspruch.  

3.2.1 Eingliederungsleistungen  

(1) In der EinV soll regelmäßig konkret bestimmt werden, welche 
Leistungen des JC die erwerbsfähige leistungsberechtigte Person 
zur Eingliederung in Ausbildung oder Arbeit erhält (§ 15 Abs. 2 
Satz 2 Nr. 1). Sie sind individuell und eindeutig unter Benennung 
der für die Gewährung maßgeblichen Gründe verbindlich aufzuneh-
men. Im Rahmen der Vereinbarung einer konkreten Eingliederungs-
leistung sind die damit verfolgten Ziele der erwerbsfähigen leis-
tungsberechtigten Person zu erläutern und zu dokumentieren.  

(2) Wird die Teilnahme an einer konkreten Eingliederungsmaß-
nahme verbindlich über die EinV geregelt, sind neben dem verfolg-
ten Maßnahmeziel insbesondere der Träger, der Ort, die Dauer, 
sonstige Pflichten, übernahmefähige notwendige Kosten, etc. aufzu-
nehmen (Angebot per EinV).  

(3) Sofern in der EinV nur die grundsätzliche Teilnahme an einer 
Eingliederungsmaßnahme vereinbart wird und eine Konkretisierung 
der inhaltlichen Ausgestaltung erst zu einem späteren Zeitpunkt er-
folgen kann, ist in der EinV zunächst auf die Bedeutung und ge-
plante Ausgestaltung der Eingliederungsmaßnahme hinzuweisen. 
Daraufhin hat ein die EinV ergänzendes, konkretes schriftliches An-
gebot zu erfolgen. 

(4) Im begründeten Einzelfall kann der erwerbsfähigen leistungsbe-
rechtigten Person eine zumutbare Maßnahme zur Eingliederung in 
Arbeit unabhängig von der grundsätzlichen Vereinbarung in der 
EinV angeboten werden. Diese muss der bislang angelegten Hand-
lungsstrategie und den identifizierten Handlungsbedarfen entspre-
chen. Die Entscheidung ist zu dokumentieren.  

 

Aufbewahrung 
(15.12) 

Integration als ge-
meinsame Aufgabe 
von Jobcenter und 
Kunden 
(15.13) 

Förderleistungen 
(15.14) 

Variante 1 - Regelung 
der Teilnahme in der 
EinV  
(15.15) 

Variante 2 - Grund-
sätzliche Teilnahme 
und schriftliches An-
gebot  
(15.16) 

Ausnahmen  
(15.17) 
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Beispiel: 

Einem Kunden kann kurzfristig die Teilnahme an einer geeigneten Maß-
nahme nach § 45 SGB III ermöglicht werden. Vor Maßnahmeantritt ist 
ein Beratungsgespräch mit Abschluss einer EinV zeitlich nicht mehr 
möglich. Der pAp informiert den Kunden telefonisch über die Maßnahme 
und übersendet ihm das Angebot. 

3.2.2 Kommunale Eingliederungsleistungen  

Im Zuge der Potenzialanalyse werden auch diejenigen Handlungs-
bedarfe festgelegt, die den Einsatz kommunaler Eingliederungsleis-
tungen erforderlich machen. Diese werden im Falle des Einver-
ständnisses der erwerbsfähigen leistungsberechtigten Person in 
VerBIS erfasst. In diesen Fällen sollte auch eine Aufnahme in die 
EinV erfolgen. Die konkrete Leistungserbringung erfolgt in Abstim-
mung mit dem kommunalen Partner in der gemeinsamen Einrich-
tung. 

3.2.3 Bemühungen 

(1) Die EinV soll bestimmen, welche weiteren Bemühungen er-
werbsfähige leistungsberechtigte Personen in welcher Häufigkeit 
zur Eingliederung in Arbeit mindestens unternehmen sollen und in 
welcher Form diese Bemühungen nachzuweisen sind (§ 15 Abs. 2 
Satz 2 Nr. 2). Dies ist individuell auf die Person, die vorliegenden 
Umstände und den in Frage kommenden Arbeitsmarkt abzustim-
men (s. auch FW zu § 10, insbesondere Rz. 10.4). 

(2) Es gilt der Grundsatz, dass die Forderungen an die erwerbsfä-
hige leistungsberechtigte Person eindeutig und klar beschrieben 
sein müssen. Insbesondere sind im Sinne von Verbindlichkeit und 
Transparenz die Kriterien Häufigkeit/Zeitraum der Erledigung und 
Form des Nachweises zu spezifizieren. Gleichwohl sollte vermieden 
werden, dass die erwerbsfähige leistungsberechtigte Person die 
festgelegte Häufigkeit von Bewerbungsbemühungen als einen Stan-
dard versteht, der zu erreichen ist, aber nicht überschritten werden 
sollte. Die Spezifizierungen sollten daher grundsätzlich als untere 
Grenze der Bemühungen bezeichnet werden. Wenn keine Zweifel 
an einer ausreichenden Mitwirkung der erwerbsfähigen leistungsbe-
rechtigten Person bestehen, kann die Spezifizierung als Orientie-
rungswert genutzt werden. Auf diese Weise wird sichergestellt, dass 
geringfügige Unterschreitungen nicht zwangsläufig zu einer Leis-
tungsminderung führen. 

(3) Neben den vereinbarten Bemühungen ist ergänzend eine Kos-
tenerstattungsregelung des JC (§ 16 Abs. 1 i. V. m. § 44 SGB III) 
insbesondere für schriftliche Bewerbungen sowie Reisekosten zu 
Vorstellungsgesprächen in die EinV aufzunehmen.  

3.2.4 Leistungen anderer Leistungsträger  

Aktivierende Leistungen anderer Leistungsträger (nach den Sozial-
gesetzbüchern) sollen nach § 15 Abs. 2 Satz 2 Nr. 3 in die Einglie-

Eigenbemühungen  
(15.18) 

Ausgestaltung und 
Kostenerstattung 
(15.19) 

Andere Leistungsträ-
ger 
(15.20) 

https://www.arbeitsagentur.de/ueber-uns/veroeffentlichungen/gesetze-und-weisungen/sgbii-grundsicherung
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derungsstrategie der EinV einfließen (z. B. wie Leistungen der be-
ruflichen Rehabilitation in den Vermittlungsprozess einbezogen wer-
den). Die Einbeziehung von Leistungen anderer können auch z. B. 
Angebote der Gesundheitsförderung und Prävention durch die 
Krankenkassen, Teilnahme an Landesprogrammen, Angebote der 
Familienförderung, der Kinder- und Jugendhilfe usw. sein. Vorran-
gige Sozialleistungen zur Sicherung des Lebensunterhalts, bei de-
nen das Einkommen bei den passiven Leistungen nach §§ 5, 12a 
berücksichtigt wird, sind davon grundsätzlich nicht erfasst.  

3.2.5 Vermittlung in Tätigkeiten und Tätigkeitsbereiche  

(1) In der EinV können die Tätigkeiten, Tätigkeitsbereiche bzw. –fel-
der oder Branchen (§ 15 Abs. 2 Satz 3), auf die das JC nach Mög-
lichkeit und in Abhängigkeit zum lokalen Arbeitsmarkt passgenaue 
Vermittlungsangebote nach § 16 Abs. 1 i. V. m. § 35 SGB III unter-
breitet, aufgenommen werden (vgl. Bezug zu Eigenbemühungen; 
Kapitel 3.2.3). Die Neigungen und Interessen des Leistungsberech-
tigten, die sich aus der Potenzialanalyse ergeben, sollen in der Aus-
wahl der Tätigkeiten und Tätigkeitsbereiche Berücksichtigung fin-
den, um die Motivation und Nachhaltigkeit der Beschäftigung und 
die Passgenauigkeit der Angebote zu sichern. Dabei darf die Kon-
kretisierung der Tätigkeiten oder Tätigkeitsbereiche jedoch nicht zu 
einer sachlich unangemessenen Verengung der späteren Vermitt-
lungsversuche führen. Gemäß § 10 ist grundsätzlich jede Arbeit zu-
mutbar. 

Unter Tätigkeiten und Tätigkeitsbereiche (Branchen) in der EinV 
sind insbesondere zu verstehen: 

• sozialversicherungspflichtige Tätigkeiten und Tätigkeitsberei-
che in Vollzeit oder mit eingeschränktem zeitlichen Umfang 
(Einschränkungen bei der Zumutbarkeit sind in der EinV auf-
zunehmen - vgl. FW zu § 10, Rz. 10.4), 

• neue andere Tätigkeiten und Tätigkeitsbereiche in Fällen des 
§ 10 Abs. 2 Nr. 5, 

• geringfügige Tätigkeiten sowie Tätigkeitsbereiche und  

• Erwerb eines Berufsabschlusses, d. h. die mittels einer be-
trieblichen Ausbildung, einer schulischen Ausbildung oder ei-
nes (dualen) Studiums angestrebten Berufe und ggf. Alterna-
tivberufe (je nach abgestimmter Integrationsstrategie).  

3.3  Weitere Inhalte und Besonderheiten 

(1) Soweit die individuelle Handlungsstrategie auf die Aufnahme ei-
ner selbständigen Tätigkeit abzielt, können auch hierauf entspre-
chende Aktivitäten (z. B. vorbereitende Tätigkeiten wie Finanzie-
rungs- und Geschäftsplan, Infoveranstaltungen) in der EinV geregelt 
werden. 

Vermittlungsange-
bote  
(15.21) 

Aufnahme selbstän-
dige Tätigkeit  
(15.22) 
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(2) Sollte eine bestehende Tätigkeit auch prognostisch nicht zur Be-
endigung der Hilfebedürftigkeit führen oder eine selbständige Tätig-
keit nicht tragfähig sein (s. FW zu § 10 Rz. 10.37, 10.38), so sollen 
mit der erwerbsfähigen leistungsberechtigten Person alle erforderli-
chen Leistungen zur Eingliederung in eine andere Tätigkeit in der 
EinV geregelt werden. Dies sind insbesondere Eigenbemühungen 
und das Vermittlungsangebot nach § 16 Abs. 1 i. V. m. § 35 SGB III. 

(3) Die Anzeige- und Bescheinigungspflicht zur Arbeitsunfähigkeit 
soll nach § 56 nur dann in die EinV aufgenommen werden, wenn 
dies für die Integration in Ausbildung oder Arbeit (insbesondere bei 
arbeitslos geführten Personen) oder für die Feststellung der An-
spruchsvoraussetzungen (Erwerbsfähigkeit) erforderlich ist. Bei Per-
sonen, für die aktuell eine Eingliederung in den Arbeitsmarkt nicht in 
Betracht kommt (z. B. Kunden die unter einen Sondertatbestand 
nach § 10 fallen, wie etwa Schüler, (Allein-)Erziehende mit Kind un-
ter drei Jahren), entfällt die bisherige gesetzliche Verpflichtung zur 
Vorlage der Bescheinigung über die Arbeitsunfähigkeit. 

Bei Regelung in der EinV ist zum einen die unverzügliche Anzeige 
der Arbeitsunfähigkeit (z. B. telefonisch) und deren Dauer aufzuneh-
men. Zum anderen ist die Vorlageverpflichtung der ärztlichen Be-
scheinigung (Urkunde im Original) spätestens vor Ablauf des dritten 
Kalendertages nach Eintritt der Arbeitsunfähigkeit zu vereinbaren.  

Die nicht angezeigte/nachgewiesene Arbeitsunfähigkeit erfüllt kei-
nen Leistungsminderungs- oder Bußgeldtatbestand.  

(4) Bei einigen erwerbsfähigen leistungsberechtigten Personen fin-
det neben der Betreuung durch das JC auch eine Betreuung durch 
Mitarbeiter der Agentur für Arbeit (z. T. im Auftrag des jeweiligen 
JC) aus den Teams U25, Akademische Berufe bzw. Reha/SB statt. 

Der Betreuer der AA (Beratungsfachkraft Sek I oder Sek II, Berater 
Reha/SB) dokumentiert in diesen Fällen im Beratungsvermerk die 
mit der erwerbsfähigen leistungsberechtigten Person vereinbarten 
Aktivitäten. Darüber hinaus soll zwischen dem JC und der erwerbs-
fähigen leistungsberechtigten Person eine EinV gem. § 15 ge-
schlossen werden. Auch wenn die Ausbildungsvermittlung auf die 
Agentur für Arbeit übertragen wurde, schließt nur das JC mit dem 
erwerbsfähigen leistungsberechtigten Jugendlichen eine EinV. Die 
mit dem Betreuer der AA vereinbarten Aktivitäten (Eigenbemühun-
gen, erforderliche Maßnahmen wie BvB, AsA, AbH, BaE usw.) kön-
nen in der EinV verbindlich festgehalten werden.  

(5) Integrationsfachkräfte haben gemäß § 3 Abs. 2a darauf hinzu-
wirken, dass erwerbsfähige leistungsberechtigte Personen bei Vor-
liegen der dort spezifizierten Voraussetzung an einem Integrations-
kurs oder einer berufsbezogenen Deutschsprachförderung des Bun-
desamtes für Migration und Flüchtlinge teilnehmen. Die Verpflich-
tung zur Teilnahme ist als vorrangige Maßnahme in die EinV aufzu-
nehmen (s. auch Fachliche Weisungen zur Deutschförderung 
SGB II und SGB III). 

Verweis auf neue Tä-
tigkeit  
(15.23) 

Arbeitsunfähigkeit  
(§ 56)  
(15.24) 

Betreuung SGB III - 
Zielvereinbarung und 
Förderplan  
(15.25) 

Integrationskurse 
(15.26) 
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(6) Nach § 16g Abs. 2 können bestimmte Leistungen bis zu 6 Mo-
nate nach Beschäftigungsaufnahme vereinbart werden, wenn die 
Hilfebedürftigkeit aufgrund von zu berücksichtigendem Einkommen 
weggefallen ist. Es können Leistungen der Beratung und Vermitt-
lung nach dem Ersten Abschnitt des Dritten Kapitels des SGB III er-
bracht werden. Daneben sind ergänzende Leistungen möglich, die 
auch miteinander kombinierbar sind:  

• Leistungen aus dem Vermittlungsbudget nach § 44 SGB III 

• Maßnahmen zur Stabilisierung einer Beschäftigungsauf-
nahme nach § 45 Abs. 1 Satz 1 Nr. 5 SGB III,  

• Kommunale Eingliederungsleistungen nach § 16a oder 

• freie Förderung nach § 16f. 

3.4 Rechtsfolgenbelehrung 

(1) Die EinV ist sowohl für das JC als auch für die erwerbsfähige 
leistungsberechtigte Person verbindlich. Über die Rechtsfolgen bei 
Nichteinhaltung von Vertragspflichten ist zu belehren. Die Belehrung 
ist Bestandteil der EinV. Bezüglich weitergehenden Ausführungen 
und Informationen wird auf die FW zu §§ 31 ff. verwiesen.  

(2) Ist die Teilnahme an einem Integrationskurs des BAMF in der 
EinV verbindlich festgeschrieben, bedarf es einer Belehrung für die 
Teilnahme, den Nichtantritt oder Abbruch (Pflichtverletzung nach § 
31 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1). 

(3) Es ist nicht erforderlich, nach einer erfolgten Leistungsminde-
rung eine neue fortgeschriebene EinV mit einer geänderten Rechts-
folgenbelehrung abzuschließen. Über die konkreten Rechtsfolgen 
bei einer wiederholten Pflichtverletzung wird die erwerbsfähige leis-
tungsberechtigte Person bereits im Leistungsminderungsbescheid 
belehrt. 

Da die EinV auch Beweiszwecken dient, ist zu dokumentieren, wel-
che Punkte dem Kunden ggf. erläutert wurden.  

Sollte innerhalb eines Jahres keine Fortschreibung der EinV (vgl. 
Kapitel 4.2) und damit eine erneute schriftliche Belehrung über die 
maßgeblichen Rechtsfolgen vorgenommen werden, hat eine ergän-
zende mündliche Belehrung zu erfolgen. Dies ist erforderlich, weil 
nach der Rechtsprechung nur eine zeitnahe Belehrung innerhalb ei-
nes Jahres leistungsminderungsauslösend ist. Die mündliche Beleh-
rung ist zu dokumentieren, um zumindest die Voraussetzung 
„Kenntnis“ von Rechtsfolgen nachzuweisen. 

 

 

Leistungen zur nach-
haltigen Eingliede-
rung nach Wegfall 
Hilfebedürftigkeit  
(15.27) 

Leistungsminderun-
gen 
(15.28) 

Integrationskurs 
(15.29) 

Besonderheiten bei 
der Rechtsfolgenbe-
lehrung 
(15.30) 
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4. Verfahrensvorschriften  

4.1 Zeitlicher Rahmen 

(1) Die EinV kann unbefristet oder befristet abgeschlossen werden. 
Sie muss spätestens nach 6 Monaten überprüft werden. Eine Befris-
tung von weniger oder mehr als sechs Monaten kann mit Nennung 
des Grundes in der EinV erfolgen. Im Anschluss ist eine neue EinV 
zu schließen. 

Beispiele 

• Befristung zum Ende der Zuweisung einer Maßnahme zur Einglie-
derung in Arbeit, 

• Gültigkeit zum Ende einer befristeten Tätigkeit begrenzt und Hilfe-
bedürftigkeit besteht fort, 

• Befristung, falls während des lfd. Leistungsbezuges die die vermitt-
lerische Betreuung aufgrund eines vorrangigen Alg-Anspruches  auf 
die AA wechselt.  

 (2) Bei erwerbsfähigen leistungsberechtigten Personen unter 25 
Jahren ist die EinV auf den Tag vor Vollendung des 25. Lebensjah-
res zu befristen. Für den darauf folgenden Zeitraum ist eine neue 
EinV mit der nun geltenden Rechtsfolgenbelehrung für Personen 
nach Vollendung des 25. Lebensjahres zu schließen. 

(3) Für die Wirksamkeit einer EinV ist grundsätzlich die Feststellung 
der Hilfebedürftigkeit durch Bewilligungsbescheid erforderlich.  

(4) Vor Feststellung der Hilfebedürftigkeit kann im Ausnahmefall nur 
unter Vorbehalt eine EinV abgeschlossen werden. Dies ist beispiels-
weise dann der Fall, wenn eine tatsächliche Integration in Erwerbs-
tätigkeit unterstützt werden soll und dafür Leistungen im Sinne eines 
unverzüglichen Angebotes nach Antragstellung (§ 3 Abs. 2; Sofort-
angebot) erbracht werden. Die erwerbsfähige leistungsberechtigte 
Person wird in diesen Ausnahmefällen verpflichtet, ab Feststellung 
der Hilfebedürftigkeit/Zugang des Bewilligungsbescheides die in der 
EinV geregelten Pflichten zu erfüllen. 

Die EinV endet mit Eintritt einer in der EinV festgelegten auflösen-
den Bedingung (z. B. Wegfall der Hilfebedürftigkeit) oder durch Kün-
digung nach § 59 SGB X.  

(5) Nach Wegfall der Hilfebedürftigkeit aufgrund einer Beschäftigung 
ist für maximal sechs Monate eine nachhaltige Betreuung nach 
§ 16g Abs. 2 Satz 1 möglich (u. a. durch Beratungsdienstleistungen, 
Maßnahmen zur Stabilisierung, sozialintegrativen Leistung). Erfolgt 
eine derartige Betreuung, soll eine neue EinV geschlossen werden. 
Die Gültigkeit ist auf die Förderdauer, jedoch längstens auf sechs 
Monate nach Wegfall der Hilfebedürftigkeit, zu begrenzen.  
 
 (6) Tritt nach einer Unterbrechung des Leistungsbezuges Hilfebe-
dürftigkeit wieder ein, ist die Gültigkeit der ursprünglichen EinV da-
von abhängig, ob sie aufgrund einer auflösenden Bedingung oder 

Zeitlicher Rahmen 
(15.31) 

Befristung/RFB bei 
U25  
(15.32) 

Hilfebedürftigkeit 
(15.33) 

EinV unter Vorbehalt 
(15.34) 

Besonderheit bei der 
nachhaltigen Einglie-
derung (§ 16g Abs. 2 
Satz 2) 
(15.35) 
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Kündigung beendet worden war. Soweit dies nicht der Fall ist, ist die 
EinV weiterhin wirksam. Sie ist dann im Hinblick auf die Unterbre-
chung des Leistungsbezugs zu aktualisieren. 

4.2 Fortschreibung der EinV 

(1) Spätestens nach jeweils sechs Monaten ist eine gemeinsame 
Überprüfung und ggf. eine Änderung der EinV erforderlich. Dies be-
dingt zugleich eine Überprüfung und ggf. Anpassung des Profiling 
nach § 15 Abs. 1 als ständig wiederkehrender Prozess.  

Bei der Fortschreibung sind die bisherigen Erkenntnisse und we-
sentlichen Änderungen, die die Eingliederung in Arbeit beeinflussen, 
zu berücksichtigen. Dabei sind die Gründe zu klären, warum eine 
Eingliederung bislang nicht möglich war. 

(2) Eine Änderung der bisherigen EinV ist beispielsweise nicht erfor-
derlich, wenn absehbar ist, dass von beiden Seiten kein Änderungs-
bedarf eintreten wird und das Ziel der Integration den Abschluss ei-
ner erneuten EinV innerhalb der nächsten sechs Monate nicht erfor-
derlich macht. Dies ist zu dokumentieren.  

(3) Während der Gültigkeit der EinV kann eine erforderliche Anpas-
sung notwendig sein. In jeder EinV ist daher ein Änderungsvorbe-
halt aufzunehmen. Sofern sich beide Vereinbarungspartner einig 
sind, kommt eine einvernehmliche Änderung/Anpassung der EinV 
durch Fortschreibung in Betracht (§ 59 Abs. 1 SGB X).  

4.3 Kündigung 

Verweigert die erwerbsfähige leistungsberechtigte Person eine er-
forderliche Fortschreibung der EinV, kann ein ersetzender VA ge-
mäß § 15 Abs. 3 Satz 3 nach Kündigung der geschlossenen EinV 
erfolgen (§ 59 Abs. 1 SGB X). Die Kündigung bedarf der Schriftform 
und ist zu begründen (§ 59 Abs. 2 SGB X). Eine Kündigung ist unter 
den Voraussetzungen des § 59 SGB X möglich, wenn sich die Ver-
hältnisse, die für die Festsetzung der Vereinbarungsinhalte maß-
geblich gewesen sind, seit Abschluss der EinV so wesentlich geän-
dert haben, dass einer Vereinbarungspartei das Festhalten an der 
ursprünglichen Regelung nicht zuzumuten ist. Vor der Kündigung ist 
zunächst die Anpassung der Vertragsinhalte anzustreben.  

4.4 EinV als ersetzender Verwaltungsakt (VA) 

(1) Wird eine angebotene/fortgeschriebene EinV nicht abgeschlos-
sen, soll ein VA die EinV ersetzen (§ 15 Abs. 3 Satz 3). Der Grund, 
warum eine Verständigung gescheitert ist, ist dabei unerheblich. Of-
fenkundig auf Verzögerung ausgerichtete Gegenvorschläge der er-
werbsfähigen leistungsberechtigten Person kann mit dem Erlass 
des ersetzenden VA begegnet werden.  

Unterbrechung des 
Leistungsbezuges 
(15.36) 

Fortschreibung einer 
EinV  
(15.37) 

Keine Vereinba-
rungsänderung not-
wendig  
(15.38) 

Vereinbarungsanpas-
sung durch Fort-
schreibung 
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Kündigung bei Wei-
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(15.40) 

EinV als VA 
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Nachfolgend werden die Besonderheiten im Zusammenhang mit 
dem VA benannt. Im Übrigen gelten die Ausführungen zur EinV 
sinngemäß.  

(2) Zu beachten ist, dass ein solcher VA erst nach Feststellung der 
Hilfebedürftigkeit erlassen werden kann. Ein VA unter Vorbehalt ist 
nicht zulässig. Auch wenn für Fallgestaltungen nach § 16g Abs. 2 
ein ersetzender VA möglich wäre, ist aufgrund der Intention der 
nachhaltigen Eingliederung davon gänzlich abzusehen. 

(3) In der Regel ist der Erlass eines VA erforderlich, wenn  

• die Inhalte des ersetzenden VA für die Integration der er-
werbsfähigen leistungsberechtigten Person notwendig sind, 

• die erwerbsfähige leistungsberechtigte Person sich nach Ge-
sprächen weigert, eine EinV abzuschließen,  

• die erwerbsfähige leistungsberechtigte Person auf Grund von 
Geschäftsunfähigkeit oder beschränkter Geschäftsfähigkeit 
keine EinV abschließen kann, z. B. weil kein erforderlicher 
gesetzlicher Vertreter bestellt ist oder der gesetzliche Vertre-
ter die EinV nicht abschließen will oder diese nicht geneh-
migt,  

• das JC im Einzelfall, bezogen auf die konkrete Situation und 
unter Berücksichtigung aller Umstände, entscheidet, die Ein-
gliederungsvereinbarung ersatzweise als VA ohne vorherige 
Verhandlungen zu erlassen, wenn dies als der besser geeig-
nete Weg zum Erreichen eines raschen Eingliederungserfol-
ges erscheint. In diesen Fällen ist eine vorrangige einver-
nehmliche EinV nicht erforderlich (BSG-Urteil vom 
22.09.2009 Az. B 4 AS 13/09 R),  

(4) Im zu erlassenden VA sind die Leistungen des JC sowie die 
Pflichten der erwerbsfähigen leistungsberechtigten Person ebenfalls 
eindeutig und konkret zu formulieren. Auf die Ausführungen in Kapi-
tel 3 wird insoweit verwiesen. Im VA sind dabei die Gründe anzuge-
ben (Begründung nach § 35 SGB X), welche Zielsetzung(en) das 
JC mit den Verpflichtungen verfolgt. Sollten im Wesentlichen nur Ei-
genbemühungen festgelegt werden, ist im ersetzenden VA zu be-
gründen, warum in Bezug auf die gewählte Integrationsstrategie 
keine weiteren Eingliederungsleistungen erforderlich sind. 

Der VA hat im Grundsatz die gleichen Inhalte nach § 15 Abs. 2 wie 
eine EinV. Der VA beinhaltet regelmäßig teils begünstigende als 
auch teils belastende Entscheidungen. Eingliederungsleistungen 
sind mit den Obliegenheiten zur Mitwirkung (u. a. bei Maßnah-
menteilnahme, Rechtsfolgen) zu verknüpfen.  

Die Bestimmungen, Bemühungen sowie Leistungen des JC sind Er-
messensentscheidungen und bedürfen im gegebenen Einzelfall ei-
ner Ausgestaltung als Nebenbestimmung nach § 40 Abs. 1 i. V. m. 
§ 32 SGB X (bei Befristung, (auflösende-) Bedingung, Vorbehalt des 
Widerrufes, Auflage, Vorbehalt der Ergänzung einer Auflage). Sie 

Feststellung der  
Hilfebedürftigkeit 
(15.42) 

Fallgestaltungen 
(15.43) 

Inhalt 
(15.44) 

Nebenbestimmung 
(15.45) 
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sind als einseitige hoheitliche Handlung der Behörde zu formulieren 
und auszugestalten.  

Die Inhalte eines ersetzenden VA dürfen nicht wesentlich und ohne 
Begründung von den Angeboten im Rahmen der vorherigen Ver-
tragsverhandlungen zur EinV abweichen (z. B. Eigenbemühungen 
von sechs angebotenen Bewerbungen auf elf Bewerbungen im VA 
erhöhen).  

(5) Darüber hinaus ist zu bestimmen und zu begründen, für welchen 
Zeitraum der VA gültig ist. In analoger Anwendung der Regelung 
zur EinV ist spätestens nach sechs Monaten zu prüfen, ob die In-
halte des VA noch zutreffend sind; dies ist zuvor im VA zu regeln. In 
Zuge dessen ist mit der erwerbsfähigen leistungsberechtigten Per-
son der Abschluss einer neuen EinV zu erörtern. 

(6) Bei postalischer Bekanntgabe eines schriftlichen VA und dem 
damit einhergehenden Regelungsbeginn, ist die 3-Tages Zustellfik-
tion in die Zukunft zu beachten (vgl. § 37 Abs. 2 Satz 1 SGB X). 

(7) Die Regelungen zur Fortschreibung einer EinV sind für den VA 
sinngemäß anwendbar. Für eine Änderung des ursprünglichen VA 
bedarf es einer wesentlichen Änderung in den persönlichen Verhält-
nissen. Dies bedeutet, es bedarf einer Anpassung der Integrations-
strategie (u. a. wegen der Dauer der Arbeitslosigkeit, veränderter 
Prognose zur voraussichtlichen Dauer der Hilfebedürftigkeit) und 
der Handlungsbedarfe. Weiterhin sind Veränderungen in der indivi-
duellen Lebenssituation oder familiären Situation wesentlich.  

(8) Der Bescheid muss eine Rechtsfolgenbelehrung enthalten, die 
auf die Konsequenzen bei Verstoß gegen den VA hinweist (s. Fach-
liche Weisungen zu §§ 31 ff.). 

(9) Legt die erwerbsfähige leistungsberechtigte Person Rechtsmittel 
gegen den VA ein, so haben diese gemäß § 39 Nr. 1 keine auf-
schiebende Wirkung. 

(10) Erklärt sich die erwerbsfähige leistungsberechtigte Person in-
nerhalb der Geltungsdauer des VA doch zum Abschluss einer EinV 
bereit, so ist der VA für die Zukunft aufzuheben und eine EinV mit 
der erwerbsfähigen leistungsberechtigten Person zu schließen. 

(11) Bei Eintritt einer Nebenbestimmung ist deren Rechtswirkung zu 
prüfen. Im Falle einer auflösenden Bedingung nach § 32 Abs. 2 Nr. 
2 SGB X (z. B. Wegfall der Hilfebedürftigkeit) verliert die EinV als 
VA mit Eintritt der Bedingung ihre Wirksamkeit. Es bedarf keiner 
weiteren Entscheidungen des JC.  

Bei einer wesentlichen Änderung der Verhältnisse kann eine Aufhe-
bung oder Änderung der ersetzenden EinV als VA nach § 48 SGB X 
erfolgen. 

Gültigkeitszeitraum 
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5. Leistungen an Mitglieder der Bedarfsgemeinschaft  

(1) § 15 Abs. 4 sieht vor, dass für nicht erwerbsfähige Mitglieder der 
Bedarfsgemeinschaft Leistungen vereinbart werden können. Vo-
raussetzung dafür ist, dass dadurch Hemmnisse bei der erwerbsfä-
higen leistungsberechtigten Person beseitigt oder vermindert wer-
den (vgl. § 7 Abs. 2 Satz 2). Hiervon sind insbesondere minderjäh-
rige unverheiratete Kinder bis zur Vollendung des 15. Lebensjahres 
sowie nicht erwerbsfähige Bürgergeldempfänger und Personen, bei 
denen der Ausübung der Arbeit ein wichtiger Grund im Sinne des § 
10 entgegensteht, erfasst.  

(2) Eine Vereinbarung ist jedoch nur im Konsenswege möglich, weil 
sie eine aktive Mitwirkung des Beteiligten voraussetzt – sofern nicht 
eine gesetzliche Vertretung greift. Deshalb sind die vereinbarten 
Leistungen in der EinV von den beteiligten Personen nach förmli-
cher Beteiligung in der EinV zu unterschreiben.  

Leistungen an nicht 
Erwerbsfähige 
(15.53) 

Unterschrift des Drit-
ten  
(15.54) 
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